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Grundsteuer B:

76.000 Euro
mehr von
Mietern und
Eigenheim-
besitzern

ie SPD und die GRÜ-
NEN sprachen sich in 
der Stadtver tretung 

für  die Erhöhung der Grund-
steuer B von 487 auf 500 
Punkte aus, am Ende setzten 
FWB und CDU eine Erhöhung 
auf 510 Punkte durch. Die 
BALL-Stadtvertreter stimm-
ten keiner Erhöhung zu. 
Durch die Erhöhung werden 
Mieter, Eigenheimbesitzer 
und Gewerbetreibende 
jährlich mit rund 76.000 Euro 
mehr belastet . Insgesamt 
fließen ca. 1.86 Mio. Euro 
jährlich an Grundsteuer B 
von Mietern und Eigenheim-
besitzern in die Stadtkasse.

Die BALL kritisierte die Er-
höhung deutlich vor allem 
aus zwei Gründen:

 
1. Die CDU/GRÜNEN-Landes-
regierung zwingt quasi die
Stadtvertretungen in finanz-
schwachen Städten wie Barm-
stedt dazu die Steuern auf 
einen Mindestbetrag von 
500 Punkten zu erhöhen, 
sonst gibt es keine „Fehlbe-
tragszuweisung“, um das gro-
ße Haushaltsdefizit etwas zu 
lindern. Diese Quasi-Erpres-
sung frei gewählter Stadt-
vertreter widerspricht dem 
Grundrecht auf freie Selbst-
verwaltung der Gemeinden. 
Die Position der BALL: Ge-
meinden müssen genügend 
Steueranteile erhalten, damit 
sie ihre Aufgaben erfüllen 
können, und dann können 
die Stadtvertretungen nach 
der Situation vor Ort frei ent-
scheiden – ohne erpresseri-
sche Auflagen.
 
2: Durch die Erhöhung der 
Grundsteuer B werden die 
Nebenkosten in den Miet-
wohnungen weiter anstei -
gen, und das trifft die ein-
kommensschwächeren Men-
schen besonders stark . 
Das lehnt die BALL ab. 
    

D

ie Stadtvertretung beschloss eine zusätzliche halbe Stelle 
für das Rathaus, um das „digitale Marketing“ zu verbes-
sern. Diese Stelle wird für drei Jahre zunächst erheblich 

gefördert. BALL-Stadtvertreter Dr. Günter Thiel vertrat die Auf-
fassung, dass diese Aufgaben im Prinzip mit dem vorhandenen 
Stellenplan im Rathaus zu erledigen sein müssten. Barmstedter 
Vereine, Kultureinrichtungen und Gewerbetreibende  betreiben 
ihr „digitales Marketing“ ehrenamtlich und selbst. „Dringlicher 
wäre es eine Stelle zu schaffen, um Menschen in absoluter Not 
und bei Problemen zu beraten und zu unterstützen“, so der 
BALL-Stadtvertreter. 

Soziale Hilfen dringlich

Dr. Günter Thiel
Hauptausschuss

m Dezember hat die Stadt-
vertretung den Haushalts-
plan für 2026 beschlossen. 

Dieser geht von einem Haus-
haltsdefizit der Stadt Barmstedt 
von knapp 7,6 Mio. Euro im Jahr 
2026 aus. Die Aussichten für die 
nächsten Jahre sind nicht besser.  
Immerhin konnten alle sozialen 
und kulturellen Einrichtungen 
der Stadt, die Ausstattung der 
Schulen, die Sportförderung, die 
Schwimmhalle und die Arbeits-
plätze in den städtischen Ein-
richtungen abgesichert werden. 
Dennoch gibt es wesentliche 
Kritikpunkte am Haushalt aus 
BALL-Sicht: 
■  Alle Ansätze für Soziales, 
Kultur, Sport, Jugendarbeit, die 
oftmals seit Jahren eingefroren 
sind, werden durch die Inflati-
onsrate faktisch weiter gekürzt 
■  Mieter und Eigenheimbesitzer 
zahlen die höhere Grundsteuer. 
(s. Artikel)
■  Die Wohnungsnot ist groß, 
aber es gibt keinerlei Fortschritt 
bei der Schaffung von bezahlba-
rem Wohnraum.
■  Weit mehr als 1.000 Men-
schen leben in Barmstedt in 
schwierigen finanziellen und 
sozialen Verhältnissen, und 
der Haushalt der Stadt enthält 

Stadtvertretung beschließt Haushalt für 2026:

Finanznot in Barmstedt nicht lösbar 

I

nahezu nichts zur Unterstützung 
dieser Menschen
■  Ein dickes Klimaschutzkon-
zept wurde von der Stadtver-
tretung verabschiedet, aber 
wenn es um konkrete, neue 
Maßnahmen geht: so gut wie 
Fehlanzeige.
   Und trotz der Bürgerbelastung 
und der vielen Leerstellen im 
Haushalt liegt das Defizit bei 
7,6 Mio. Euro. Vertreter der 
FWB-Fraktion wollten mit noch 
rigoroseren Maßnahmen wie der 
Wiedereinführung von Straßen-

ausbaubeiträgen die Menschen 
zur Kasse bitten. 
    Doch wie auch gedreht, ge-
kürzt und abkassiert wird: im 
Endeffekt kommt die Stadt nicht 
aus der Finanznot heraus. Man 
muss nur über den Tellerrand 
schauen: 2024 hatten die Kom-
munen in Schleswig-Holstein 
Haushaltsdefizite von über 750 
Mio. Euro, und für 2026 versin-
ken immer mehr Kommunen in 
höhere Defizite.
     Die Situation in Barmstedt 
ist also keine besondere. Die 

Hauptursache: Den Kommunen 
werden durch Beschlüsse von 
Bund und Land immer mehr 
Aufgaben zugewiesen, aber 
sie erhalten nicht die erfor-
derlichen Steueranteile. Die 
politische Verantwortung dafür 
tragen CDU, SPD und GRÜNE 
als Regierungsparteien sowie 
die vorherigen Regierungen in 
Land und Bund. Krasser: In 2026 
sollen vom Land rund 600.000
Euro weniger an Schlüsselzuwei-
sungen kommen. Oder: Für den 
beabsichtigten Neubau der Feu-

erwache, der vermutlich mehr 
als 20 Mio. Euro kosten soll und 
die Finanzkraft Barmstedts völlig 
überfordert , gibt es bislang 
keine nennenswerten Zuschüsse.  
Für Investitionen muss die Stadt 
11,5 Mio. Euro an neuen Krediten 
aufnehmen. Die jährlichen Zins-
zahlungen erreichen inzwischen 
rund eine Million Euro. In der 
Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein steht, dass den Gemein-
den das Recht der freien Selbst-
verwaltung gewährleistet wird. 
Bei einem Haushaltsloch von 
7.6 Mio. Euro gibt es keine „freie 
Selbstverwaltung“. Da werden 
die Stadtvertreter quasi genötigt 
die Bürgerinnen zur Kasse zu bit-
ten oder zu kürzen. Das lehnt die 
BALL ab. Das Ringen um so hohe 
Steueranteile für die Gemeinden, 
dass sie ihre Aufgaben erfüllen 
können, geht weiter. Bei einer 
anderen Politik sind die Mittel 
da, die in den Gemeinden fehlen: 
Auf rund 100 Milliarden jähr-
lich werden die Ausfälle durch 
Steuerhinterziehung und -flucht 
vor allem des großen Kapitals 
geschätzt, ganz zu schweigen 
vom überaus gefährlichen Mil-
liarden-Hochrüstungswahnsinn 
der Bundesregierung bzw. EU, 
bei der Deutschland den größ-
ten Anteil zahlt. 

D

Krankenhauskonzerne sahnen ab 
icht nur in Barmstedt 
merken die Menschen, 
dass es um das Gesund-

heitssystem nicht gut steht. Die 
Versuche in der Stadtvertretung 
eine Erweiterung der ärztlichen, 
vor allem fachärztlichen Versor-
gung zu erreichen, sind bislang 
ohne Ergebnis geblieben und müs-
sen weitergehen. Obwohl die 
Bevölkerung für das deutsche 
Gesundheitswesen in Europa am
meisten bezahlt, liegen die Ge-
sundheitsergebnisse nach einer 
EU-Studie nur auf europäischem 
Mittelmass. Im neuen Jahr steigt 
der Zusatzbeitrag zur Kranken-
versicherung bis auf 2.9%. Das 
Gesundheitswesen krankt vor 
allem an der Profitgier von Phar-
ma- und Gesundheitskonzernen,
und jetzt soll es auch noch „kriegs-
tauglich“ gemacht werden.
    Bundesweit wurden 2025 wei-
tere Krankenhäuser geschlossen.
Vor allem öffentliche Grundver-

N

sorger verschwinden. Im Gegen-
satz dazu sind private Kranken-
hauskonzerne auf Gewinnkurs. 
2025 wurde an 13 Standorten 
der Betrieb eingestellt. Es hätte
sogar doppelt so schlimm kom-
men können, wie das von „Ge-
meingut in BürgerInnenhand“(GiB)

getragene „Bündnis Klinikrettung” 
veröffentlichte. Die vergleichs-
weise geringe Zahl an Schließun-
gen begründe sich darin, dass 

13 von Abwicklung bedrohte 
Häuser kurzfristig noch gerettet 
werden konnten. Das sei „kein 
Grund zur Entwarnung“, so der 
Verbandssprecher von GiB. Ab 
2026 beginnt die von der neuen 
CDU/SPD-Regierung „nachgebes-
serte“ große Krankenhausreform 
zu wirken. Deren Ziel ist eine 
weitere Ausdünnung der Versor-
gungslandschaft. Die Folgen, vor 
allem der weitere Verlust kleine-

rer Allgemeinkrankenhäuser im 
ländlichen Raum, würden dann in 
den nächsten Jahren voll durch-
schlagen. Seit 2020 haben bun-
desweit 101 Häuser mit knapp 
12.500 Betten dichtgemacht. Von 
einst 2.362 Kliniken sind heute 
kaum mehr 1.800 übrig. Mit der 
1985 eingeleiteten Krankenhaus-
finanzierung hielt das Markt- und 
Konkurrenzprinzip Einzug in den 
Kliniksektor. Von da an war es 
Krankenhäusern erlaubt, Gewin-
ne zu erwirtschaften, was den 
Beutezug der Privatkonzerne ein-
läutete. Heute sind sie mit einem
Anteil von 40 Prozent ein domi-
nanter Player auf dem „Markt“. 
Andererseits halten die staatli-
chen Krankenhäuser über 80 Pro-
zent der Betten vor, die Privaten 
gerade einmal 19 Prozent. Erste-
re betätigen sich überwiegend in 
der Allgemein- und Notfallversor-
gung, während sich Private auf 
planbare Spezialbehandlungen 

in Fachkliniken spezialisieren. Die 
Öffentlichen und Gemeinnützigen 
besorgen also die Daseinsvor-
sorge, die Krankenhauskonzerne 
picken sich die Rosinen heraus. 
83 Prozent der Privaten generie-
ren Gewinne, wohingegen die Öf-
fentlichen zu 89 Prozent Verluste 
auftürmen. Klar, dass das anhalten-
de Kliniksterben vor allem gemein-
nützige Häuser betrifft, und damit 
die für die Allgemeinheit nötigsten 
Strukturen der Grundversorgung 
wegbrechen. Beispielhaft zeigt 
sich das am massiven Schwund 
von Notaufnahmen und Geburts-
kliniken, beides Bereiche mit gerin-
ger Kalkulierbarkeit. Und weil in-
tensive Betreuung die Kosten hoch-
treibt, werden heute immer mehr 
Kaiserschnitte vorgenommen. 
    Der gegenwärtige Reformpro-
zess stoppt den Niedergang in 
keiner Weise. Tatsächlich liegen 
für 2026 bereits 25 Schließungs-
beschlüsse vor. Allein damit könn-
ten weitere 100.000 Personen das 
dann nächstgelegene Kranken-
haus nicht mehr innerhalb einer 
halben Stunde Fahrzeit erreichen.
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Schulstreik gegen
Wehrpflicht

ehr als 55.000 Schü-
lerinnen und Schüler 
gingen gegen den 

„neuen Wehrdienst“ auf die 
Straße. Zeitgleich wurde am 
5. Dezember im Bundestag ein 
sogenanntes „Wehrdienstmo-
dernisierungsgesetz“ beschlos-
sen. Wenn nicht genügend jun-
ge Männer freiwillig zur Bundes-
wehr gehen, soll es wieder 
Pflicht werden. 
    Von Kiel bis München, von 
Göttingen bis Potsdam blieben 
viele Klassenzimmer leer. Das 
zeigt: Die Schülerinnen und 
Schüler sprechen sich nicht nur 
in Meinungsumfragen gegen 
die Wehrpflicht aus, sondern 
sind bereit , dagegen aktiv 
zu werden. Sie haben Mut 
bewiesen, denn sie möchten
nicht sechs Monate lernen 

zu töten. Sie wollen nicht im 
Krieg sterben. 
     In mehreren Städten waren 
Schülerinnen und Schüler von 
teils massiven Repressionen 
durch die Kultusministerien der 
Bundesländer, Schulleitungen 
und Versammlungsbehörden 
betroffen. Trotzdem beteiligten 
sich in mehr als 80 Städten 
Schülerinnen und Schüler an 
der ersten Schulstreikaktion 
gegen die Wehrpflicht. An 
vielen Orten wurden die Schü-
lerinnen und Schüler aber auch 
von Eltern und Lehrern, zum 
Beispiel von der Lehrergewerk-
schaft GEW, unterstützt.“ 
     Auch in den Reden wurde 
deutlich, warum die Schülerin-
nen und Schüler ihre Klassen-
zimmer verlassen haben. Sie
sollen für Deutschland kriegs-
tauglich werden – doch sie 
fordern das Recht in Frieden 
zu leben. Sie wollen keine 
Wehrpflicht und keinen Krieg. 
Sie wollen gute Bildung, echte 
Zukunftschancen und ein Le-
ben ohne Zwang und Drill . 
   In einigen Städten versuch-
ten Schulleitungen Schülerin-
nen und Schüler mit Eintra-
gungen von Fehlzeiten abzu- 
schrecken und in Gesprächen 
streikbereite Schülerinnen und 
Schüler einzuschüchtern. Aber 
was ist schon ein Gespräch mit 
dem Schulleiter oder unent-
schuldigte Fehlstunden im 
Vergleich zu einem halben Jahr 
in der Kaserne?
    Getragen wurde der Schul-
streik von lokalen Initiativen, 
Streikkomitees und Bündnissen, 
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BALL: 35 Jahre und weiter
or 35 Jahren schlossen 
sich Menschen unserer 
Stadt zu einer linken 

Barmstedter  Wählergemein-
schaft zusammen. Dieses waren 
parteilose Linke, Gewerkschaf-
ter, Sozialisten, Kommunisten, 
Aktive aus verschiedenen Bür-
gerinitiativen. Die „BARMSTED-
TER LINKE LISTE“ – kurz BALL 
war geboren, und einige der 
Gründer sind heute noch dabei. 
Das Ziel war: Gemeinsam eintre-
ten für eine soziale, demokrati-
sche, ökologische, antifaschis-
tische und friedensorientierte 
Politik. Bei allen Kommunalwah-
len wurden Vertreter/innen der 
BALL, bisweilen mit Stimmenan-
teilen bis zu 20 %, in die Stadt-
vertretung gewählt. Sie haben 
dort mit Unterstützung aus der 
Bevölkerung einiges erreicht und 
so manches verhindert. 
Das waren unsere Schwer-
punkte:
n  Die BALL ist konsequent dem 
Sozialabbau, kommunalen Preis- 
und Gebührenerhöhungen sowie 
weiteren finanzielle Belastungen 
der Menschen und der kleinen 
Gewerbetreibenden entgegen-
getreten.
n  Die BALL hat sich für den Er-
halt und Ausbau der sozialen 
und kulturellen Arbeit, der Stadt-
bücherei, des Jugendzentrums 
und für die Förderung der Arbeit 
der Sportvereine eingesetzt. 
n  Die Schaffung vieler neuer 
Kindergartenplätze einschließlich 
der Kita-Neubauten trägt nicht 
zuletzt auch die Handschrift der 
BALL.
n  Für die erforderliche Aus-
stattung und Instandhaltung der 
Schulen und die Durchsetzung 
der vollen Lernmittelfreiheit hat 
die BALL sich eingesetzt.
n  Die BALL hat einen hohen 
Anteil daran, dass Mieter und
Hausbesitzer nicht mehr für die 
hohen Straßenausbaukosten 
herangezogen werden.
n  Die BALL hat die hohen Mie-
ten und die Wohnungsnot in 
Barmstedt sowie die Forderung 
nach dem Bau bezahlbarer Woh-
nungen auf die Tagesordnung ge-
bracht. Um spürbare Verbesse-
rungen zu erreichen ist allerdings 
noch mehr Druck erforderlich.
n  Die BALL hat auf die schäd-
lichen Auswirkungen für Anlie-
ger, Verkehr und die Innenstadt 
durch die Meiereiansiedlung hin-

gewiesen. Die Meierei verursacht
Umweltbelastungen, schöpft rie-
sige Wassermengen ab und er-
hält  finanzielle Vergünstigungen
– dies hat die BALL immer wie-
der massiv kritisiert.

n  Die BALL hat die dezentrale 
Unterbringung von Flüchtlingen 
sowie die Initiativen zur sozialen 
Integration voll unterstützt.
n  Die BALL hat wiederholt ver-
sucht die Erinnerung an die mehr 
als 20 Barmstedter hoch zu hal-
ten, die wegen ihres Widerstands
gegen die Nazi-Diktatur in Zucht-
häuser und Konzentrationslager 
gesperrt wurden. 
n  Barmstedt ist eine der vielen
extrem finanzschwachen Ge-
meinden. Für die kommenden 
Jahre sind jährliche Defizite von 
über 6 Millionen Euro vorge-
sehen. Immer mehr bestimmt 
die Kommunalaufsicht und 
nicht die von der Bevölkerung 
gewählte Stadtvertretung, was 
in Barmstedt noch möglich ist. 

Immer wieder hat die BALL die 
wesentlichen Ursachen der Fi-
nanznot beim Namen genannt,
so u. a. die Riesenmilliarden, die 
durch Steuerflucht und Steuerge-
schenke an große Konzerne und 

Wirtschaftskriminalität verloren 
gehen. Ganz zu schweigen von 
der wahnsinnigen Steigerung der 
Rüstungsausgaben. 
n  Vor allem haben wir einen Bei-
trag geleistet, dass die Kom-
munalpolitik in Barmstedt nicht 
hinter verschlossenen Türen ge-
macht wurde. „Damit man drau-
ßen sieht, was drinnen geschieht“ 
– dazu trägt u. a. die BALL-Zei-
tung bei. In den zurückliegenden
fünfunddreißig Jahren wurden 
gut 600.000 (!!!) Exemplare ver-
teilt, um die Barmstedterinnen 
und Barmstedter kommunalpoli-
tisch zu informieren.
    Und die BALL ist an der Seite 
der Menschen, die sich selbst 
für ihre sozialen und demokra-
tischen Rechte und Interessen 

einsetzen.  In diesem Sinne soll 
es auch in den kommenden Jah-
ren weitergehen, und dann muss
auch in den Kommunen eine 
Brandmauer gegen die uner-
trägliche Kriegsrhetorik und 
Kriegsvorbereitungspolitik gezo-
gen werden, und es müssen die 
bundesweiten Initiativen für

einen Politikwechsel in Rich-
tung Frieden,  Diplomatie, Abrüs-
tung und Entspannung unter-
stützt werden. 
     Aktuell ist die BALL durch 
Henrik Pünner, Thekla Ziesenitz-
El Ghouti, Reimund Bauer und 
Dr. Günter Thiel in der Stadtver-
tretung vertreten,  in den Aus-
schüssen arbeiten Klaus Kuber-
zig, Britt Schölermann, Herbert 
Flick, Katharina Schwietering, 
Peter Lorenzen, Jessica Hoppe 
und Helmut Welk mit.
    Wir freuen uns auf weitere 
Barmstedter/innen, die mit neu-
en Ideen und Anregungen die 
soziale und demokratische Ent-
wicklung unserer Stadt mitge-
stalten wollen.

V
in denen Schülervertretungen, 
wie zum Beispiel die LSV NRW, 
die SSV Frankenthal, die BSV 
Bochum, der LSA Berlin oder die
KSV Kiel eine wichtige Rolle 
spielen. Viele von ihnen haben 
mit großem Engagement Demon-
strationen vorbereitet, Reden 
geschrieben, Plakate gestaltet, 
Umfragen durchgeführt und 
Mitschülerinnen und Mitschüler 
mobilisiert. Der bundesweite 
Aktionstag zeigt, wie groß der
Widerstand gegen das be-
schlossene Gesetz ist. Laut die-
sem Gesetz sollen zunächst ab 
Januar 2026 alle 18-Jährigen 
einen Fragebogen zur soge-
nannten „Wehrdiensttauglich-
keit“ ausfüllen; junge Männer 
müssen diesen ausfüllen und 
sollen darüber hinaus verpflich-
tend gemustert werden. 

Für viele Jugendliche bedeutet
das einen enormen Druck. Sie 
fordern ein Recht darauf selbst 
zu bestimmen, welchen Weg 
sie gehen – und sie wollen sich 
nicht in militärische Strukturen 
drängen lassen. 
     Mit dem Schulstreik endet 
der Protest nicht. „Wir bleiben 
laut, bis die Wehrpflicht vom 
Tisch ist. Wir werden jedem 
Schritt zur Einführung der Wehr-
pflicht etwas entgegensetzen“, 
meinten die Schülersprecherin-
nen und Schulsprecher. Für den 
5. März 2026 ruft die Initiati-
ve Schulstreik gegen Wehr-
pflicht deshalb zum nächsten 
bundes-weiten Streik auf, der
noch größer und stärker wer-
den soll. Bis dahin werden sich
 die Schülerinnen und Schüler
auf die nächsten Streiks vor-
bereiten und sich gegen Bun-
deswehrwerbung an ihren 
Schulen einsetzen. Sie rufen 
alle Menschen – ob jung oder 
alt – auf, sich dem Protest 
anzuschließen und die Schüle-
rinnen und Schüler zu unter-
stützen.

Weitere Informationen gibt es 
unter: https://www.instagram.
com/schulstreikgegenwehr-
pflicht/
https://schulstreikgegenwehr-
pflicht.com

Helmut Welk
Kriegsdienstver-
weigerer

Die Tennisgemeinschaft hat für 
die erforderliche Grundsanierung 
ihrer Plätze und für den Neubau 
des Sporthauses mit Umkleide-
räumen, Sanitärbereich und 
Gemeinschaftsraum kurzfristig 
eine erste Projektskizze zur 
Teilnahme am Interessenbe-
kundungsverfahren vorgelegt, 
und nun hätte die Stadt für den 
Sportverein diese anmelden 
müssen. Doch weder Hauptaus-
schuss noch Stadtvertretung in 

s gibt ein neues Bundes-
förderprogramm zur 
Sanierung und zum Neu-

bau von Sportanlagen, bei dem 
finanzschwache Kommunen und 
Vereine bis zu 75% an Zuschüs-
sen erhalten können. Der Antrag 
der Sportvereine muss durch 
die Kommune gestellt werden. 
Im ersten Schritt gibt es ein In-
teressenbekundungsverfahren, 
und die Frist dafür endet am 
15. Januar 2026.

der Sportstadt Barmstedt – die 
BALL und ein CDU-Vertreter 
ausgenommen – wollten sich 
überhaupt mit dem Anliegen 
der Tennisgemeinschaft befas-
sen. Das ist schon ein ziemli-
cher Affront gegenüber einem 
ehrenamtlich betriebenen 
Sportverein, der einen wichti-
gen Stellenwert für Barmstedt 
einnimmt. 

�

Affront gegen Sportverein
E

�

Sinkender Lebensstandard angekündigt
eder wird spüren, dass 
wir sparen. Also, man 
kann nicht im Jahr 2028 

60 Milliarden Euro einsparen, 
und keiner kriegt es mit.“ So der 
Vizekanzler und Finanzminister 
Lars Klingbeil (SPD) in der jährli-
chen ZDF-Sondersendung Markus 
Lanz – Jahresrückblick (17.12.25) 
Mit diesen Worten will er die 
Deutschen auf weitere harte 
Einschnitte einstimmen. Auch 
Bundeskanzler Friedrich Merz 
setzt auf die Senkung des Le-
bensstandards um Deutschlands 

internationale „Wettbewerbsfä-
higkeiten“ wieder zu erhöhen. 
Unter den hohen Energiepreisen 
für Öl und Gas durch den Boykott 

russischer Energieträger sowie 
einem schwierigen wirtschaft-
lichen Verhältnis zu den USA 
bleiben für die Bundesregierung 
nur noch Lohnsenkungen für 
eine verstärkte wirtschaftliche 
Exportorientierung übrig. Schon 
einmal, mit der „Agenda 2010“, 
versuchte Deutschland auf Kos-
ten der arbeitenden Menschen 
sich einen internationalen Wett-
bewerbsvorteil zu verschaffen. 
Der Umbau des Sozialstaats 
führte zu deutlichen Lohnsenkun-
gen. „Auch wenn es noch keine 

„J
konkreten Entscheidungen gibt: 
Die Bürger im Land werden 
sich in den kommenden Jahren 
wohl auf Einschnitte einstellen 
müssen” so Spiegel-online.
    Dennoch will die Bundesre-
gierung nichts unternehmen, 
um die Nachfrage im Inland zu 
stärken. Dies wäre jetzt die ein-
zige Möglichkeit, die deutsche 
Wirtschaft zu stimulieren. Im 
Gegenteil machen die Aussagen 
Klingbeils deutlich, dass er die 
Nachfrage (Kaufkraft) weiter 
drücken möchte.


